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Beschlussempfehlung*)
des Ausschusses für Gesundheit (14. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 14/9035 –

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Vorsorge
und Rehabilitation für Mütter

A. Problem
Medizinisch erforderliche Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen für Mütter
in Einrichtungen des Müttergenesungswerks und gleichartigen Einrichtungen
gemäß den §§ 24 und 41 SGB V gehören zum Leistungskatalog der gesetz-
lichen Krankenversicherung. Allerdings können die Krankenkassen in ihren
Satzungen bestimmen, dass die Kosten hierfür nicht voll übernommen, sondern
lediglich bezuschusst werden. Von dieser Möglichkeit machen die Versiche-
rungsträger inzwischen zunehmend Gebrauch.

B. Lösung
Die Möglichkeit zur Begrenzung der Leistungspflicht der Krankenkassen auf
eine Teilfinanzierung durch Satzungsregelung wird gestrichen. Gleichzeitig
wird klargestellt, dass auch die Väter zur Inanspruchnahme der Vorsorge- und
Rehabilitationsleistungen berechtigt sind. Ergänzend wird darüber hinaus zur
Sicherung der Qualität und der Effizienz dieser Leistungen ein Vertragssystem
analog demjenigen bei den übrigen Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen
eingeführt.

Einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs

C. Alternativen
Keine

D. Kosten
Ausweislich der Vorlage sind für die Haushalte von Bund, Ländern und Ge-
meinden keine finanziellen Auswirkungen zu erwarten; dies gilt auch für das
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau.

Die jährlichen Mehrausgaben der Träger der gesetzlichen Krankenversicherung
werden auf 5 Mio. Euro geschätzt.

*) Der Bericht des Abgeordneten Detlef Parr wird gesondert verteilt.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

den Gesetzentwurf – Drucksache 14/9035 – in der aus der nachstehenden
Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen.

Berlin, den 26. Juni 2002

Der Ausschuss für Gesundheit

Klaus Kirschner
Vorsitzender

Detlef Parr
Berichterstatter
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Zusammenstellung

des Entwurfs eines Gesetzes zur Verbesserung der Vorsorge und Rehabilitation
für Mütter
– Drucksache 14/9035 –
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheit (14. Ausschuss)

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Vorsorge
und Rehabilitation für Mütter und Väter

(11. SGB V-Änderungsgesetz)
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das

folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Kran-

kenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 1988, BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert durch …, wird
wie folgt geändert:
1. § 24 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Müt-
ter“ die Wörter „und Väter“ angefügt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Satz 1 gilt auch für Vater-Kind-Maßnahmen
in dafür geeigneten Einrichtungen.“

bb) Folgender Satz wird angefügt:
„Vorsorgeleistungen nach den Sätzen 1 und 2
werden in Einrichtungen erbracht, mit denen ein
Versorgungsvertrag nach § 111a besteht.“

c) u n v e r ä n d e r t

d) u n v e r ä n d e r t

2. § 41 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Müt-

ter“ die Wörter „und Väter“ angefügt.
b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Satz 1 gilt auch für Vater-Kind-Maßnahmen
in dafür geeigneten Einrichtungen.“

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der
Vorsorge und Rehabilitation für Mütter

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Kran-

kenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 1988, BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert durch …, wird
wie folgt geändert:
1. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Vorsorgeleistungen nach Satz 1 werden in Einrich-
tungen erbracht, mit denen ein Vertrag nach § 111a
besteht.“

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach der Angabe „Ab-
satz 1“ das Komma und der Halbsatz „deren Kosten
voll von der Krankenkasse übernommen werden,“
gestrichen.

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz eingefügt:
„(4) Die Spitzenverbände der Krankenkassen le-

gen über das Bundesministerium für Gesundheit dem
Deutschen Bundestag bis Ende des Jahres 2005 einen
Bericht vor, in dem die Erfahrungen mit den durch
das 11. SGB V-Änderungsgesetz bewirkten Rechts-
änderungen wiedergegeben werden.“

2. § 41 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
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„Rehabilitationsleistungen nach Satz 1 werden in
Einrichtungen erbracht, mit denen ein Vertrag nach
§ 111a besteht.“

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach der Angabe „Ab-
satz 1“ das Komma und der Halbsatz „deren Kosten
voll von der Krankenkasse übernommen werden,“
gestrichen.

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz eingefügt:

„(4) Die Spitzenverbände der Krankenkassen le-
gen über das Bundesministerium für Gesundheit dem
Deutschen Bundestag bis Ende des Jahres 2005 einen
Bericht vor, in dem die Erfahrungen mit den durch
das 11. SGB V-Änderungsgesetz bewirkten Rechts-
änderungen wiedergegeben werden.“

3. In § 92 Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe „§ 111a“ durch
die Angabe „§ 111b“ ersetzt.

4. Nach § 111 wird folgender neuer § 111a eingefügt:

„§ 111a
Versorgungsverträge mit Einrichtungen des
Müttergenesungswerkes oder gleichartigen

Einrichtungen

(1) Die Krankenkassen dürfen stationäre medizinische
Leistungen zur Vorsorge für Mütter (§ 24) oder Rehabili-
tation für Mütter (§ 41) nur in Einrichtungen des Mütter-
genesungswerkes oder gleichartigen Einrichtungen er-
bringen lassen, mit denen ein Versorgungsvertrag besteht.
§ 111 Abs. 2 und Abs. 4 Satz 1 und 2 und Absatz 5 sowie
§ 111b gelten entsprechend.

(2) Bei Einrichtungen des Müttergenesungswerkes
oder gleichartigen Einrichtungen, die vor dem … 2002
(Inkrafttreten des Änderungsgesetzes) stationäre medizi-
nische Leistungen für die Krankenkassen erbracht haben,
gilt ein Versorgungsvertrag in dem Umfang der im Jahr
2001 erbrachten Leistungen als abgeschlossen. Satz 1 gilt
nicht, wenn die Einrichtung die Anforderungen nach
§ 111 Abs. 2 Satz 1 nicht erfüllt und die zuständigen Lan-
desverbände der Krankenkassen und die Verbände der Er-
satzkassen gemeinsam dies bis zum 1. Januar 2004 gegen-
über dem Träger der Einrichtung schriftlich geltend
machen.“

5. Der bisherige § 111a wird § 111b.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Rehabilitationsleistungen nach den Sätzen 1
und 2 werden in Einrichtungen erbracht, mit
denen ein Versorgungsvertrag nach § 111a be-
steht.“

c) u n v e r ä n d e r t

d) u n v e r ä n d e r t

3. u n v e r ä n d e r t

4. Nach § 111 wird folgender neuer § 111a eingefügt:

„§ 111a
Versorgungsverträge mit Einrichtungen des
Müttergenesungswerkes oder gleichartigen

Einrichtungen

(1) Die Krankenkassen dürfen stationäre medizinische
Leistungen zur Vorsorge für Mütter und Väter (§ 24)
oder Rehabilitation für Mütter und Väter (§ 41) nur in
Einrichtungen des Müttergenesungswerkes oder gleichar-
tigen Einrichtungen oder für Vater-Kind-Maßnahmen
geeigneten Einrichtungen erbringen lassen, mit denen
ein Versorgungsvertrag besteht. § 111 Abs. 2 und Abs. 4
Satz 1 und 2 und Abs. 5 sowie § 111b gelten entspre-
chend.

(2) u n v e r ä n d e r t

5. u n v e r ä n d e r t

6. § 135a wird wie folgt geändert:

In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Vorsor-
geeinrichtungen“ das Wort „und“ durch ein Komma
ersetzt und nach dem Wort „Rehabilitationseinrich-
tungen“ die Wörter „und Einrichtungen, mit denen
ein Versorgungsvertrag nach § 111a besteht,“ einge-
fügt.
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Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft.

7. § 137d wird wie folgt geändert:
Nach Absatz 1 wird folgender Absatz eingefügt:

„(1a) Für Einrichtungen, mit denen ein Versor-
gungsvertrag nach § 111a besteht, vereinbaren die
Spitzenverbände der Krankenkassen gemeinsam und
einheitlich mit den für die Wahrnehmung der Inte-
ressen der Einrichtungen des Müttergenesungswer-
kes oder gleichartiger Einrichtungen auf Bundes-
ebene maßgeblichen Spitzenorganisationen die
Maßnahmen der Qualitätssicherung nach § 135
Abs. 2 sowie die grundsätzlichen Anforderungen an
ein einrichtungsinternes Qualitätsmanagement.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft.
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